
Kampf dem Solidaritätsverbot in
Hamburg!
Von Bjarne Hecker, November 2023

Die Versammlungsbehörde der Stadt Hamburg verlängerte ihre am 15.10
erstmals  verhängte  Allgemeinverfügung  zum Verbot  von  Versammlungen
„die inhaltlich Bezug zur Unterstützung der Hamas, oder deren Angriffe auf
das Staatsgebiet Israels aufweisen“ bis zum 05.11. In der Praxis stellt dies
ein Verbot aller „sog. pro-palästinensischen“ Versammlungen dar, wie die
Versammlungsbehörde in  ihrer  Begründung des  Verbots  selbst  einräumt.
Während  der  Kolonialstaat  Israel  also  eine  genozidale  Politik  ggü.  der
Bevölkerung Gazas verfolgt das menschliche Leid ins unermessliche steigt
und  auch  im  Westjordanland  die  Gewalt  der  Siedler_innen  ggü  der
palästinensischen Bevölkerung stark zugenommen hat, verbietet Hamburg
pauschal jegliche Versammlungen zur Solidarität mit Palästina. Aber ist diese
neue Qualität der Repression überhaupt rechtens innerhalb der bürgerlichen
Demokratie? Und wie schaffen wir es unsere demokratischen Rechte und die
unserer palästinensischen Genoss_innen zu verteidigen?

Rechtmäßigkeit  des  Versammlungsverbots
innerhalb der bürgerlichen Demokratie
Wie uns oft und breit erzählt wird gewährt der bürgerlich demokratische
Staat  den  seiner  Gewalt  Unterworfenen  gewisse  demokratische  Rechte,
wobei er diese in Bürger_innen und nicht Bürger_innen spaltet und gewisse
Rechte  nicht  Bürger_innen  vorenthält.  Hier  ist  es  natürlich  wichtig
klarzustellen, dass diese Rechte nicht etwa Genschenke der Bourgeoisie an
ihre  Untertanen  darstellen,  sondern  vielmehr  erkämpft  wurden  und
verteidigt  werden  müssen.

In der bürgerlichen Rechtsdogmatik kommt es für die Rechtfertigung eines
Eingriffes in ein Grundrecht vor allem auf die Verhältnismäßigkeit dessen an,
d.h  konkret  das  er  ein  öffentliches  Interesse  durchsetzen  soll,  für  diese
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Durchsetzung  überhaupt  geeignet  ist,  keine  milderen  Mittel  genauso
geeignet  wären  und das  zu  Schützende  Interesse  im Verhältnis  mit  der
schwere des Eingriffs steht.

Ob  ein  solches  Pauschal-Verbot  überhaupt  geeignet  ist  die  „Öffentliche
Sicherheit“ (welche die Versammlungsbehörde als zu schützendes Interesse
aufführt) zu fördern, ist sehr stark anzuzweifeln, wie es sich bereits in Berlin
gezeigt hat führt ein solches Verbot jeglicher Solidaritätsbekundungen im
öffentlichen  Raum  zum  verstärkten  Widerstand  innerhalb  migrantischer
Communities gegen den bürgerlichen Staat. Jede Nacht krachte es auf der
von  der  Polizei  besetzten  Sonnenallee,  aber  die  genehmigten
Großdemonstrationen verliefen so  gut  wie  ohne Zwischenfälle.  Pauschale
Repression, gerade ggü. einer so offensichtlich gerechten Sache wie der der
Solidarität  mit  der  unterdrückten  und  leidenden  palästinensischen
Bevölkerung und ihrem Befreiungskampf, führt zu Wut und Widerstand und
trägt nicht zu irgendeiner „öffentlichen Sicherheit“ bei.

Des  Weiteren  entzieht  sich  das  pauschale  Verbot  auch  al ler
Verhältnismäßigkeit in Abwägung des Schutzes der öffentlichen Sicherheit,
mit  der schwere des Eingriffs  in die Versammlungsfreiheit.  Während der
Eingriff  der  Eingriff  die  „öffentliche  Sicherheit“  nicht  nur  nicht  fördert,
sondern  sie  umgekehrt  untergräbt,  verbietet  er  auf  der  anderen  Seite
pauschal alle Solidaritätsversammlungen mit einem Volk dass vor laufenden
Kameras genozidaler Angriffe ausgesetzt ist. Palästinenser_innen wird so in
Hamburg jegliche Möglichkeit  genommen zu ihrer  Identität  öffentlich zu
stehen  und  das  Leid  und  die  Unterdrückung ihrer  eigenen  Angehörigen
anzuklagen.

Das Versammlungsverbot ist also nicht rechtmäßig, was auch schon durch in
entsprechende Urteile in anderen Städten bestätigt wurde.

Warum  erfährt  die  palästinensische
Befreiungsbewegung  so  starke  Repression
Es  stellt  sich  jetzt  vielleicht  die  Frage  warum  ausgerechnet  die
palästinensische  Befreiungsbewegung  in  Deutschland  eine  Repression



erfährt, die sogar über die Schranken, in denen die bürgerliche Demokratie
normalerweise  agiert  hinausgeht.  Hierfür  lassen  sich  drei  Gründe
ausmachen.

Zum ersten ist Israel enger Verbündeter des deutschen Imperialismus und
Vorposten des gesamten westlichen imperialistischen Blocks im nahen Osten
und sein Kapital eng verwoben mit diesem Block, allen voran mit den USA.
Folglich Unterstützt  die  BRD ihren engen und langjährigen Verbündeten
auch  bei  seinen  aktuellen  genozidalen  Angriff  auf  den  Gazastreifen.  Da
Genozid aber selbst in Deutschland ein unpopuläres politisches Programm
darstellt,  mobilisiert  die  BRD das gesamte bürgerliche Medienkartell  um
Zustimmung zu schaffen. Zu dieser Anstrengung gehört es auch, öffentliche
Meinungsäußerungen,  die  dem  bürgerlichen  Narrativ  widersprechen
bestmöglich zu verhindern, die Versammlungsverbote dienen also hier um
Zustimmung für die deutsche Unterstützung Israels zu schaffen und um das
bürgerliche Narrativ zu retten.

Des Weiteren besteht ein wichtiger Teil der Legitimität der BRD in ihrer
vermeintlichen  Abgrenzung  zum  ihr  vorrausgegangenen  deutschen
Faschismus  und  dessen  genozidalen  Antisemitismus.  Die  Unterstützung
Israels  und  die  Unterdrückung  von  öffentlichem Dissens  ermöglicht  ihr,
jegliche „Verantwortung“ für jüdische Emanzipation einfach für erfüllt  zu
erklären, ohne gegen Faschismus und Antisemitismus vorgehen zu müssen
und  sich  dennoch  ideologisch  vom  3.Reich  abgrenzen  zu  können.  Die
bürgerliche  Gesellschaft  Deutschlands  spricht  sich  also  durch  ihre
Unterstützung  Israels  selbst  frei.

Das  Versammlungsverbot  und die  daraus  resultierenden Ausschreitungen
erfüllen aber  auch einen tagespolitischen Zweck in  einer  Zeit  in  heftige
Rollbacks  im  Asylrecht  und  für  migrantische  Menschen  allgemein  in
Deutschland vorgenommen werden, sind die vermeintlich „antisemitischen“
Ausschreitungen  allen  voran  in  Berlin  Neukölln  eine  willkommene
Möglichkeit rassistischer Hetze, wie wir es auch aktuell in den bürgerlichen
Medien und alle Parteien überspannend erleben.



Verteidigung unserer demokratischen Rechte
Wie schon oben kurz erwähnt werden uns unsere demokratischen Rechte
nicht einfach geschenkt, wir müssen diese erkämpfen bzw. verteidigen. Wenn
unsere  Versammlungsfreiheit  also  so  grundlegend  eingeschränkt  wird,
müssen  wir  also  trotzdem  und  gerade  deswegen  auf  die  Straße  und
Widerstand gegen die Repression zeigen.

Berlin-Neukölln macht es vor:
Nachdem  in  den  letzten  Wochen  vor  allem  um  die  Sonnenallee  eine
ungeheure  Repressionswelle  auf  die  Menschen  im  Stadtteil  losgelassen
wurden  und  vor  a l lem  migrant ische  Menschen  für  jegl iche
Solidaritätsbekunden mit Palästina verfolgt wurden, selbst Einzelpersonen,
die keine Versammlung darstellten, entlud sich die Wut auf der Straße.
In  mehreren  aufeinanderfolgenden  Nächten  fanden  auf  der  Sonnenallee
Spontis  statt,  welche  sich  zu  regelrechten  Schlachten  mit  der  Polizei
entwickelten. Die Jugend im Stadtteil holte sich die Straße zurück.
Daraufhin wurde die Repression in Berlin wieder etwas gelockert, auch wenn
sie  natürlich  immer  noch  stark  besteht,  einige  Großdemonstrationen  für
Palästina wurden genehmigt und am Samstag fand die nächste statt.
Die  Bewegung  hat  es  also  in  Berlin  durch  ihren  militanten  Widerstand
geschafft sich die Versammlungsfreiheit teilweise zurückzuholen.

Solidarität  mit  dem  palästinensischen
Widerstand  von  Hamburg  bis  nach  Gaza
Um solidarisch an der Seite von Palästinenser_innen und ihrem Widerstand
zu  stehen  müssen  wir  also  einen  doppelten  Kampf  führen,  gegen  die
Repression die in Deutschland vor alle palästinensische und migrantische
Gruppen trifft, wie z.B Samidoun, und gegen die genozidale Politik Israels,
welche  von  der  BRD  unterstützt  wird!  Ohne  die  militärische  und
wirtschaftliche Unterstützung des westlichen Imperialismus wäre Israel in
seiner heutigen Form schon lange Geschichte und nicht in der Lage seine
genozidale Politik gegegüber Palästinenser_innen weiterzuführen. Ein Kampf
gegen  den  Genozid  bedeutet  also  ein  Kampf  gegen  den  deutschen



Imperialismus! Ein Kampf gegen seine Repression nach innen und gegen
seine Kriegsunterstützung nach außen. Wir müssen daher eintreten für einen
sofortigen Stopp aller Lieferungen von Waffen und anderen Mitteln, die den
Genozid  unterstützen.  Wir  müssen  die  Perspektive  eines  binationalen,
säkularen und freien Palästina, eingebettet in eine Föderation sozialistischer
Staaten im Nahen Osten aufwerfen und dafür kämpfen. Dafür müssen wir
also auch für eine internationale Organisierung der Arbeiter_Innen und der
Jugend  kämpfen,  denn  ohne  eine  solche  muss  der  Kampf  gegen  den
Imperialismus langfristig scheitern.

Also raus auf die Straße gegen den deutschen Imperialismus und Israels
Genozid an den Menschen in Gaza, für die Freiheit von Palästina! Wir lassen
uns nicht einschüchtern und holen uns unsere Rechte zurück! Von Hamburg
bis nach Gaza yallah Intifada!


